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Gesetz zur Verbesserung und Ergänzung 
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(Agrarsoziales Ergänzungsgesetz — ASEG) 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung) 


A. Problem 

Die Finanzierung der Altershilfe für Landwirte ist gesetzlich 
nur bis zum 31. Dezember 1970 geregelt. Es ist notwendig, sie 
auch über diesen Zeitpunkt hinaus sicherzustellen. 

Außerdem sind Verbesserungen bei der Landabgaberente er- 
forderlich. 

Landwirtschaftliche Unternehmer, die ihr Unternehmen aufge- 
geben und eine Arbeitnehmertätigkeit aufgenommen haben, 
können in der Regel kaum eine ausreichende Alterssicherung 
erreichen. Eine Möglichkeit zur Nachentrichtung von Beiträgen 
zur gesetzlichen Rentenversicherung ist nach geltendem Recht 
nicht möglich. 


B. Lösung 

Die Bundeszuschüsse werden für die Jahre 1971 und 1972 in 
steigender Höhe festgesetzt. Die Beiträge werden für 1971 wie 
für 1970 auf 27 DM und für 1972 auf 30 DM monatlich fest- 
gesetzt. 

Der begünstigte Betriebsgrößenbereich für die Landabgaberente 
wird mehr als verdoppelt. Für die aufnehmenden Betriebe wird 
zur Verstärkung des strukturverbessernden Effekts eine Min- 
destgröße bestimmt. Es erfolgt eine Erhöhung der Landabgabe- 
renten von 275 DM für den verheirateten Berechtigten auf 
350 DM und von 180 DM für den unverheirateten Berechtigten 
auf 230 DM monatlich. 
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Landwirtschaftlichen Unternehmern wird die Möglichkeit ge- 
geben, bei Aufgabe ihres landwirtschaftlichen Unternehmens 
und Aufnahme einer Arbeitnehmertätigkeit in der gesetzlichen 
Rentenversicherung Beiträge nachzuentrichten. Der Bund ge- 
währt hierzu bei strukturverbessernder Abgabe einen Zuschuß. 
Unter bestimmten Voraussetzungen wird die Möglichkeit der 
Nachentrichtung von Beiträgen auch mitarbeitenden Familien- 
angehörigen eingeräumt. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Bundeszuschüsse für die Altershilfe der Landwirte werden 
gegenüber dem Regierungsentwurf um je 15 Millionen DM im 
Jahre 1971 auf 675 Millionen DM und im Jahre 1972 auf 680 Mil- 
lionen DM erhöht. Der Gesamtbedarf an Bundesmitteln für die 
Landabgaberente beträgt voraussichtlich 1971: 25 Millionen DM, 
1972: 55 Millionen DM, 1973: 93,5 Millionen DM. Der Bedarf 
an Bundesmitteln für Zuschüsse zur Nachentrichtung von Bei- 
trägen zur gesetzlichen Rentenversicherung beträgt 1971: 
13 Millionen DM, 1972: 38 Millionen DM, 1973: 72 Millionen DM. 
Die Mittel werden aus dem Einzelplan 10 gedeckt. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Fünften Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte 

— Drucksache VI/249 — 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Nachversicherung landwirtschaftlicher Un- 
ternehmer in der gesetzlichen Rentenversicherung 

— Drucksache VI/438 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte (GAL) 

— Drucksache VI/945 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wolf *) 


') folgt als zu Drucksache VI / 1384 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte (GAL) — Drucksache VI/945 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. die von der Fraktion der CDU/CSU eingebrach- 
ten Entwürfe eines Fünften Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte — Drucksache VI/249 — 
und eines Gesetzes zur Nachversicherung land- 
wirtschaftlicher Unternehmer in der gesetzlichen 
Rentenversicherung — Drucksache VI/438 — 
durch die Beschlußfassung zu Nummer 1 für er- 
ledigt zu erklären; 


3. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Deutschen Bundestag bis 31. März 1971 zu 
berichten, welche Maßnahmen getroffen worden 
sind oder vorgesehen sind, um landwirtschaft- 
lichen Unternehmern, die bereit sind, ihr land- 
wirtschaftliches Unternehmen zur Strukturver- 
besserung (§ 41 Abs. 1 Buchstabe c in Verbin- 
dung mit § 42 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte) abzugeben, jedoch keinen 
Käufer oder Pächter für die Flächen ihres Unter- 
nehmens finden, den Bezug der Landabgaberente 
zu ermöglichen; 

4. die zu den Gesetzentwürfen eingegangenen Ein- 
gaben und Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 5. November 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Wolf 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Verbesserung und Ergänzung sozialer Maßnahmen in der 
Landwirtschaft (Agrarsoziales Ergänzungsgesetz — ASEG — ) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Fünftes Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte und 
Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur Neuregelung 
der Altershilfe für Landwirte 

§ 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem- 
ber 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1448), zuletzt geändert 
durch das Vierte Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte vom 29. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1017), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 8 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „1" durch die 
Zahl „2" ersetzt. 

2. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Beitrag ist für alle Beitragspflichtigen 
gleich. Er beträgt für 1970 und 1971 monatlich 
27 Deutsche Mark und für 1972 monatlich 
30 Deutsche Mark." 

3. § 13 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die nach § 13 zu leistenden Bundesmittel 
betragen für das Kalenderjahr 1970 höchstens 
639 000 000 Deutsche Mark, für das Kalenderjahr 
1971 höchstens 675 000 000 Deutsche Mark und 
für das Kalenderjahr 1972 höchstens 680 000 000 
Deutsche Mark." 

4. In § 32 werden nach dem Wort „Buches" die 
Worte „sowie des § 1542" eingefügt. 

5. § 41 Abs. 1 Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

,,e) der Einheitswert oder der Arbeitsbedarf der 
von ihm bewirtschafteten landwirtschaft- 
lichen Unternehmen während der fünf Jahre, 
die der Abgabe vorausgegangen sind, das 
Fünffache der nach § 1 Abs. 4 festgesetzten 
Mindesthöhe nicht überschritten hat." 

6. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Buchstabe a werden nach dem 
Wort „ist" die Worte „und das von ihm be- 


wirtschaftete landwirtschaftliche Unterneh- 
men während dieser Zeit mindestens das 
Doppelte der nach § 1 Abs. 4 festgesetzten 
Mindesthöhe erreicht hat oder durch die Land- 
aufnahme mindestens das Dreifache der nach 
§ 1 Abs. 4 festgesetzten Mindesthöhe errei- 
chen wird" eingefügt. 

b) In Absatz 1 werden die Worte „in dem Pacht- 
vertrag oder in dem Vertrag, durch den ein 
anderes Nutzungsverhältnis begründet wird," 
gestrichen. 

c) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Voraussetzung des § 41 Abs. 1 
Buchstabe c gilt als erfüllt, wenn das Unter- 
nehmen in der Zeit vom 1. August 1969 bis 
31. Dezember 1973 ganz oder teilweise erst- 
mals aufgeforstet worden ist und 

1. die Größe der aufgeforsteten Fläche und 
die Dichte der Bepflanzung eine ordnungs- 
mäßige forstwirtschaftliche Nutzung als 
Flochwald zuläßt, 

2. durch die Erstaufforstung, die Bewirtschaf- 
tung oder sonstige Nutzung der anliegen- 
den Flächen nicht eingeschränkt wird, 

3. die Erstaufforstung mit anderen agrar- 
oder infrastrukturellen Maßnahmen in 
Einklang steht und landeskulturell unbe- 
denklich ist und 

4. die Erstaufforstung nicht gegen ein in bun- 
des- oder landesrechtlichen Vorschriften 
enthaltenes Verbot verstößt. 

Der Nachweis zu Satz 1 wird durch eine Be- 
scheinigung der von der Landesregierung be- 
stimmten Stelle geführt. Nach der Erstauffor- 
stung darf der Einheitswert oder der Arbeits- 
bedarf des Unternehmens einschließlich der 
etwa zurückbehaltenen nichtforstwirtschaft- 
lich genutzten Fläche 25 vom Hundert der 
nach § 1 Abs. 4 festgesetzten Mindesthöhe 
nicht überschreiten." 

7. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Landabgaberente beträgt für den 
verheirateten Berechtigten 350 Deutsche 
Mark, für den unverheirateten Berechtigten 
230 Deutsche Mark monatlich. § 4 Abs. 2 gilt 
entsprechend." 
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b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein- 
gefügt: 

„(2 a) Vollendet der Empfänger einer 
Landabgaberente das 65. Lebensjahr und er- 
füllt er die Voraussetzungen für das Alters- 
geld, so stellt die landwirtschaftliche Alters- 
kasse diese Leistung von Amts wegen fest.“ 


8. Nach § 46 wird angefügt: 

„Dritter Teil 

Zuschußgewährung zur Nachentrichtung von Bei- ! 
trägen zur Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten : 

§ 47 | 

(1) Landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne | 
des § 1 erhalten auf Antrag zu den nach Arti- , 
kel 2 § 52 a des Arbeiterrentenversicherungs- ; 
Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 50 b des • 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes j 
nachentrichteten Beiträgen einen Zuschuß aus | 
Bundesmitteln, wenn sie ihre landwirtschaftlichen ! 
Unternehmen zum Zwecke der Strukturverbesse- ! 
rung gemäß § 42 abgegeben haben und im übri- § 
gen die Vorschriften des § 41 Abs. 1 Buchsta- I 
ben d und e erfüllt sind. 

f 

(2) § 2 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4, 6 und 7, § 41 ! 
Abs. 4 Buchstabe b finden Anwendung. § 2 Abs. 3 j 
Satz 2 gilt mit der Maßgabe, daß die Abgabe für 
einen Zeitraum von mindestens zwölf Jahren 
unbeschadet weitergehender gesetzlicher Form- 
vorschriften schriftlich vereinbart wird. 

(3) Der Zuschuß beträgt 70 vom Hundert der ge- 
mäß Artikel 2 § 52 a des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 50 b 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes nachzuentrichtenden Beiträge. Er darf je- j 
doch nicht höher sein als ein Zuschuß, der sich ; 
ergibt, wenn die Nachentrichtung in der Beitrags- ; 
klasse vorgenommen worden wäre, die für das 
durch zwölf geteilte nach § 1256 Abs. 1 Buch- 
stabe c der Reichsversicherungsordnung und § 33 
Abs. 1 Buchstabe c des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes bestimmte durchschnittliche Brutto- 
arbeitsentgelt aller Versicherten gilt. 

(4) Der Zuschuß wird von der landwirtschaft- 
lichen Alterskasse an den nach Artikel 2 § 52 a 
Abs. 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neure- 
gelungsgesetzes oder nach Artikel 2 § 50 b Abs. 2 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes zuständigen Rentenversicherungsträger 
gezahlt, nachdem der Berechtigte den auf ihn ent- 
fallenden Beitragsanteil an den Rentenversiche- 
rungsträger entrichtet hat. 

(5) Die Gewährung von Landabgaberente 
schließt den Anspruch auf den Nachentrichtungs- 
zuschuß aus. Die Gewährung des Nachentrich- 


tungszuschusses schließt den Anspruch auf Land- 
abgaberente aus. 

(6) Der Zuschuß nach Absatz 1 unterliegt nicht 
den Steuern vom Einkommen und Ertrag; er ist 
nicht als Sonderausgabe nach § 10 des Einkom- 
mensteuergesetzes abzugsfähig. 

§ 48 

(1) Personen, die einen Zuschuß nach § 47 in 
Anspruch genommen haben, scheiden aus der 
landwirtschaftlichen Alterskasse aus, es sei denn, 
sie haben bei der Aufnahme einer rentenver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätig- 
keit gemäß Artikel 2 § 52 a Abs. 1 Buchstabe b 
des Arbeiterrenten versicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes oder Artikel 2 § 50 b Abs. 1 Buchstabe b 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes das 50. Lebensjahr bereits vollendet. 

(2) Entfällt gemäß Absatz 1 die Mitgliedschaft 
in der landwirtschaftlichen Alterskasse, werden 
die Beiträge von Amts wegen erstattet. Sind 
Leistungen nach diesem Gesetz gewährt worden, 
so sind nur die später entrichteten Beiträge zu 
erstatten. § 29 der Reichsversicherungsordnung 
gilt nicht. 

§ 49 

Zuständig für den Antrag nach § 47 Abs. 1 und 
für die Beitragserstattung nach § 48 Abs. 2 ist 
die landwirtschaftliche Alterskasse, an die der 
Berechtigte zuletzt Beiträge gezahlt hat. 

§ 50 

(1) Bezieht der Empfänger eines Altersgeldes 
oder vorzeitigen Altersgeldes, der einen Zuschuß 
nach § 47 in Anspruch genommen hat, gleichzei- 
tig eine Rente aus den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen, so wird das Altersgeld oder das 
vorzeitige Altersgeld um den Teil der Rente aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen gekürzt, 
der dem Verhältnis entspricht, in dem die Wert- 
einheiten für Beitragszeiten, auf die der Zuschuß 
entfällt, zur Summe der Werteinheiten steht, die 
der Ermittlung der für den Versicherten maßge- 
benden Rentenbemessungsgrundlage zugrunde 
gelegt worden ist. Das gleiche gilt, wenn der 
Empfänger eines Altersgeldes oder vorzeitigen 
Altersgeldes eine Hinterbliebenenrente aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen nach einem 
Versicherten bezieht, der einen Zuschuß nach 
§ 47 in Anspruch genommen hat. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Personen, die ge- 
mäß § 48 Abs. 1 nicht aus der landwirtschaft- 
lichen Alterskasse ausgeschieden sind. 

(3) Die Höhe des Kürzungsbetrages sowie 
seine Veränderungen sind der landwirtschaft- 
lichen Alterskasse von dem Rentenversicherungs- 
träger mitzuteilen, von dem die Rente festgestellt 
worden ist." 
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§ 2 

Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung der Al- 
tershilfe für Landwirte in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 14. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1448), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Vier- 
ten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für Landwirte vom 
29. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1017), wird wie 
folgt ergänzt: 

Nach § 1 1 wird eingefügt: 

„§ 11 a 

Für landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne des 
§ 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1448), zu- 
letzt geändert durch das Vierte Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte vom 29. Juli 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1017), die in der Zeit vom 1. August 
1969 bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes ihr land- 
wirtschaftliches Unternehmen abgegeben haben, gilt 
§ 42 Abs. 1 Buchstabe a des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte in der bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung." 


Artikel 2 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes und des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes 

§ 1 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes wird wie folgt ergänzt: 

Nach § 52 werden folgende §§ 52 a und 52 b ein- 
gefügt: 

„§ 52 a 

(1) Ehemalige landwirtschaftliche Unternehmer im 
Sinne des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1448), zu- 
letzt geändert durch das Vierte Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte vom 29. Juli 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1017), können auf Antrag abweichend 
von den 'Regelungen des § 1418 der Reichsversiche- 
rungsordnung und des § 140 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes für Zeiten nach dem 31. Dezem- 
ber 1955, in denen sie das 16. Lebensjahr vollendet 
hatten und landwirtschaftliche Unternehmer waren 
oder ohne landwirtschaftliche Unternehmer zu sein, 
in einem landwirtschaftlichen Unternehmen haupt- 
beruflich mitgearbeitet haben, freiwillige Beiträge 
nachentrichten, soweit diese Zeiten nicht bereits mit 
Beiträgen belegt sind, wenn sie 


i a) ihre landwirtschaftlichen Unternehmen nach § 2 
Abs. 3, 4, 6 und 7 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte abgegeben haben und 

b) eine versicherungspflichtige Beschäftigung oder 
Tätigkeit ausüben. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist bei dem Träger 
des Versicherungszweiges zu stellen, in dem der 
Versicherte zur Zeit der Antragstellung versiche- 
rungspflichtig ist; übt der Versicherte zur Zeit der 
Antragstellung eine in der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung aus, so ist der Antrag bei der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte zu stellen. Die nach 
Absatz 1 nachentrichteten Beiträge stehen bei An- 
wendung des § 1259 Abs. 3 und des § 1260 Abs. 1 
der Reichsversicherungsordnung sowie des § 36 
Abs. 3 und des § 37 Abs. 1 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes den Pflichtbeiträgen gleich, 
wenn die Zeit, für die die Nachentrichtung zulässig 
ist, mindestens zu drei Vierteln mit Beiträgen der 
Beitragsklasse belegt ist, die für ein Zwölftel des 
nach § 1256 Abs. 1 Buchstabe c der Reichs versiche- 
rungsordnung bestimmten durchschnittlichen Brutto- 
arbeitsentgeltes anzuwenden ist. Die Beiträge kön- 
nen nur unmittelbar an den nach Satz 1 zuständigen 
Versicherungsträger entrichtet werden. § 52 Abs. 1 
Satz 3 und Abs. 4 dieses Artikels finden entspre- 
chende Anwendung. § 1419 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt. 

(3) Der Nachweis zu Absatz 1 Buchstabe a wird 
durch eine Bescheinigung der zuständigen landwirt- 
schaftlichen Alterskasse geführt. 

§ 52 b 

(1) Personen, die seit mindestens 24 Kalender- 
monaten eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
oder Tätigkeit ausüben, können auf Antrag abwei- 
chend von den Regelungen des § 1418 der Reichs- 
versicherungsordnung und des § 140 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes für Zeiten nach dem 
31. Dezember 1955, in denen sie mitarbeitende 
Familienangehörige im Sinne des § 38 Abs. 2 des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte waren, 
freiwillige Beiträge nachentrichten, soweit diese Zei- 
ten nicht bereits mit Beiträgen belegt sind. 

(2) § 52 a Abs. 2 findet entsprechende Anwen- 
dung." 

§ 2 

Änderung des Angestelitenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes wird wie folgt ergänzt: 

Nach § 50 a werden folgende §§ 50 b und 50 c ein- 
gefügt: 

„§ 50 b 

(1) Ehemalige landwirtschaftliche Unternehmer im 
! Sinne des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe 
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für Landwirte in der Fassung der Bekanntmachung ! 
vom 14. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1448), 
zuletzt geändert durch das Vierte Gesetz zur Ände- j 
rung und Ergänzung des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte vom 29. Juli 1969 (Bundes- i 
gesetzbl. I S. 1017), können auf Antrag abweichend j 
von den Regelungen des § 140 des Angestellten- | 
Versicherungsgesetzes und des § 1418 der Reichs- 
versicherungsordnung für Zeiten nach dem 31. De- 
zember 1955, in denen sie das 16. Lebensjahr voll- 
endet hatten und landwirtschaftliche Unternehmer 
waren oder ohne landwirtschaftliche Unternehmer 
zu sein, in einem landwirtschaftlichen Unternehmen j 
hauptberuflich mitgearbeitet haben, freiwillige Bei- 
träge nachentrichten, soweit diese Zeiten nicht be- 
reits mit Beiträgen belegt sind, wenn sie 

a) ihre landwirtschaftlichen Unternehmen nach § 2 
Abs. 3, 4, 6 und 7 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte abgegeben haben und 

b) eine versicherungspflichtige Beschäftigung oder 
Tätigkeit ausüben. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist bei dem Träger 
des Versicherungszweiges zu stellen, in dem der 
Versicherte zur Zeit der Antragstellung versiche- 
rungspflichtig ist; übt der Versicherte zur Zeit der 
Antragstellung eine in der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung aus, so ist der Antrag bei der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte zu stellen. Die nach 
Absatz 1 nachentrichteten Beiträge stehen bei An- 
wendung des § 36 Abs. 3 und des § 37 Abs. 1 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes sowie des § 1259 
Abs. 3 und des § 1260 Abs. 1 der Reichsversiche- 
rungsordnung den Pflichtbeiträgen gleich, wenn die 
Zeit, für die die Nachentrichtung zulässig ist, minde- 
stens zu drei Vierteln mit Beiträgen der Beitrags- 
klasse belegt ist, die für ein Zwölftel des nach § 33 
Abs. 1 Buchstabe c des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes bestimmten durchschnittlichen Brutto- 
arbeitsentgeltes anzuwenden ist. Die Beiträge kön- 
nen nur unmittelbar an den nach Satz 1 zuständigen 
Versicherungsträger entrichtet werden. § 50 Abs. 1 
Satz 3 und Abs. 4 dieses Artikels finden entspre- 
chende Anwendung. § 141 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes gilt. 


(3) Der Nachweis zu Absatz 1 Buchstabe a wird 
durch eine Bescheinigung der zuständigen landwirt- 
schaftlichen Alterskasse geführt. 

§ 50 c 

(1) Personen, die seit mindestens 24 Kalender- 
monaten eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
oder Tätigkeit ausüben, können auf Antrag abwei- 
chend von den Regelungen des § 140 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes und des § 1418 der Reichs- 
versicherungsordnung für Zeiten nach dem 31. De- 
zember 1955, in denen sie mitarbeitende Familien- 
angehörige im Sinne des § 38 Abs. 2 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte waren, frei- 
willige Beiträge nachentrichten, soweit diese Zeiten 
nicht bereits mit Beiträgen belegt sind. 

(2) § 50 b Abs. 2 findet entsprechende Anwen- 
dung." 

Artikel 3 

Änderung des Durchführungsgesetzes zum Gesetz 
über einen Ausgleich für Folgen der Aufwertung der 
Deutschen Mark auf dem Gebiet der Landwirtschaft 

In § 5 Abs. 1 Satz 2 des Durchführungsgesetzes 
zum Gesetz über einen Ausgleich für Folgen der 
Aufwertung der Deutschen Mark auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft vom 5. Juni 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I. S. 676) wird das Wort „Vierfache" durch 
das Wort „Fünffache" ersetzt. 


Artikel 4 

§ 1 

Beflin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 
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